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Brüssel hat wohl, so legen es die Förderungen diverser NGOs nahe, deutsche 
Steuergelder eingesetzt, um durch Klagen die deutsche Politik auf Brüsseler Linie zu 
zwingen. Die Debatte darüber fängt gerade erst an, aber im Thema NGOs und 
Demokratie sind viele Fragen offen. 

Die EU, so hatte die Welt vor einiger Zeit ermittelt, hat Verträge mit verschiedenen NGOs 
geschlossen, um die politischen Vorstellungen der EU-Kommission auch gegen die 
nationalen Regierungen durchzusetzen. So soll eine Umweltorganisation namens 



ClientEarth 350.000 Euro Fördermittel erhalten haben, um Proteste gegen Kohlekraft in 
Deutschland zu organisieren. Auch Klagen von Umweltorganisationen wurden 
finanziert. 

Die EU-Kommission reagierte verschlossen: Es gebe keine "geheimen Verträge" mit 
NGOs. Die Liste der geförderten Organisationen ist tatsächlich einsehbar. Allerdings gibt 
es Arbeitsprogramme, die genau angeben, was für diese Gelder getan werden soll; die 
unterliegen jedoch strenger Geheimhaltung. 

 

Meinung 

"Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor" - Der NGO-Sumpf und die Verfassung 

Selbst EU-Abgeordnete dürfen die Dokumente nur an ihren Rechnern einsehen, müssen 
aber unterschreiben, nichts davon preiszugeben; zuvor waren ihnen die Unterlagen 
sogar nur im Geheimschutzraum zugänglich. In der Erklärung, die sie unterzeichnen 
müssen, werden "disziplinarische Maßnahmen" im Falle eines Verstoßes angekündigt, 
so die Welt. 
Der Marburger Staatsrechtler Sebastian Müller-Franken hält dieses Vorgehen der 
Kommission, um ihre Politik auch gegen die Mitgliedsstaaten durchzusetzen, für höchst 
problematisch: 

"Die Schädigung der wirtschaftlichen Basis eines Mitgliedstaates zwecks Durchsetzung der 
eigenen Politik im Wege der Finanzierung von Prozessen gegen Unternehmen der 
Schlüsselindustrien dieses Staates – noch dazu aus Mitteln, die dieser Staat ihr zu einem 
großen Teil zur Verfügung gestellt hat – ist nun offenbar Realität und eine 
Ungeheuerlichkeit." 
Er fordert eine völlige Offenlegung; seiner Überzeugung nach "verträgt sich diese 
Geheimniskrämerei nicht mit dem sonst von der EU immer hochgehaltenen Gebot der 
Transparenz". 

Der Wirtschaftsrat der CDU, in dem einige Opfer solcher Kampagnen und Klagen 
vertreten sein dürften, verlangt ebenfalls Aufklärung; Generalsekretär Wolfgang Steiger 
erklärt Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen als "persönlich verantwortlich 
für die vollständige Aufklärung dieser Vorwürfe, die in ihre erste Amtszeit fallen." 

https://rtde.org/meinung/239392-ngo-sumpf-und-verfassung/


Noch etwas schärfer reagierte der ehemalige Mecklenburger Finanzminister Mathias 
Brodkorb (SPD), der das Vorgehen der EU mit den Vorwürfen verglich, die Brüssel gegen 
Viktor Orbán erhebe: 

"Dass sich eine Institution mit derart vielen Demokratiedefiziten auch noch anmaßt, tief in 
die demokratischen Verhältnisse der europäischen Mitgliedstaaten einzugreifen, macht die 
Sache nicht besser, sondern umso schlimmer." 

 

Meinung 

Regierungen ohne Volk: Westeuropa driftet in den Autoritarismus 

Der Umweltschutzbereich ist allerdings nicht der einzige, in dem Brüssel über die 
Förderung von NGOs Kontrolle auszuüben versucht – die verschiedenen 
"Faktenchecker" und NGOs zur "Bekämpfung von Desinformation" erfüllen dieselbe 
Funktion, nur in einem anderen Bereich. 

Etwa ein Drittel des gesamten Brüsseler Budgets wird aus deutschen Steuermitteln 
finanziert. Die EU-Kommission ist eine ungewählte Exekutive, die bis heute, da das EU-
Parlament nur Teile parlamentarischer Rechte besitzt, keiner wirklichen Kontrolle 
unterliegt. 

Mehr zum Thema – EU-Kommission finanziert Proteste von Klima-NGOs 
Durch die Sperrung von RT zielt die EU darauf ab, eine kritische, nicht prowestliche 
Informationsquelle zum Schweigen zu bringen. Und dies nicht nur hinsichtlich des Ukraine-
Kriegs. Der Zugang zu unserer Website wurde erschwert, mehrere Soziale Medien haben 
unsere Accounts blockiert. Es liegt nun an uns allen, ob in Deutschland und der EU auch 
weiterhin ein Journalismus jenseits der Mainstream-Narrative betrieben werden kann. 
Wenn Euch unsere Artikel gefallen, teilt sie gern überall, wo Ihr aktiv seid. Das ist möglich, 
denn die EU hat weder unsere Arbeit noch das Lesen und Teilen unserer Artikel verboten. 
Anmerkung: Allerdings hat Österreich mit der Änderung des "Audiovisuellen Mediendienst-
Gesetzes" am 13. April diesbezüglich eine Änderung eingeführt, die möglicherweise auch 
Privatpersonen betrifft. Deswegen bitten wir Euch bis zur Klärung des Sachverhalts, in 
Österreich unsere Beiträge vorerst nicht in den Sozialen Medien zu teilen. 
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